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Abfallrecht, Ruhestörungen nach g 't ' t7 Ord-
nungswidrigkeitengesetz (OWiC) und Be-
läst igungen der Al lgemeinhei t  nach g rr8
OWiG.
Doch auch dieserWeg ist  nunmehr infolge
der Entscheidung des Verwaltungsge-
richtshofs Baden-Württemberg in Frage
gestellt. Das Gericht führt hierzu aus, dass
von den Bürgern nicht  auszumachen sei ,
unter welchen Voraussetzungen sich das
Verweilen zum Alkoholgenugs belästigend
auf Dr i t te auswirken könnte.  Für den Ein-
zelnen sei  n icht  erkennbar,  welches Verhal-
ten noch zulässig und welches schon ver-
boten sei .  Daher sei  das Cebot der hinrei-
chenden Best immthei t  und Klarhei t  von
Rechtsnormen verletzt.

EnnnAcsnc u N6sc RU N Dr_nce rvörrc

Angesichts dieser Rechtslage häl t  es der
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-
Westfalen für s innvol l ,  e ine speziel le lan-
desrecht l iche Ermächt igungsgrundlage zu
schaffen, um unter bestimmten Vorausset-

Raum mögl ich zu machen. Städten und Ce- i
meinden muss mit  e iner k laren gesetzl i -
chen Regelung die Option gegeben werden,
den vom öffent l ichen Alkoholmissbrauch
ausgehenden Gefahren vor Ort angemes-
sen zu begegnen.
Zwar muss auch eine neu zu schaffende
Ermächt igungsnorm gewisse recht l iche
Vorgaben einhal ten.  Insbesondere darf  s ie
die Freihei tsrechte der Bürger nicht  unver-
häl tn ismäßig beschränken. Zugleich muss
sie rechtsstaat l ichen Best immthei tsan-
forderungen gerecht werden. Doch der
Cesetzgeber ist  aufgrund seiner unmit te l -
baren demokrat ischen Legi t imat ion -  im
Gegensatz zum Verordnungsgeber -  be-
fugt, unter sorgfältiger Abwägung der wi-
derstrei tenden Interessen Schadensmög-
l ichkei ten entgegenzuwirken und durch
eine Absenkung der Gefahrenschwel le
auch zur Gefahrenvorsorge zur ermächt i -
gen.
Eine solche Verordnungsermächt igung f in-
det s ich beispielsweise im lmmissions-
schutz mit  dem $ 5 Landesimmissions-
schutzgesetz NRW. Ar4ch im Bereich der Al-
koholprävention sollte das Land angesichts
der beunruhigendep Entwicklung der zu-
rückliegenden Jahre von dieser Möglichkeit
Gebrauch machen. Damit  würde den Kom-
munen die Gelegenhei t  gegeben, auf die
konkreten Plobleme vor Ort unmittelbar zu

DEWIRTSCHAFT

Wollen Kommunen bei  der Cebäudereinigung sparen, geht dies

nicht

gute

durch Fix ierung auf den Freis,  sondern vor al lem durch

Aussch reibu n g,  Orga nisat ion u nd Cebä udea usstat tu n g

rga nisatorische, tech nische u nd fi nan-
zielle Probleme der Gebäudereinigung

lassen sich am besten an einem Beisoiel de-
monstrieren.In einer Stadt mit etwa z5.ooo
Einwohnern, in der 4o.ooo Quadratmeter
Bodenfläche zu reinigen sind, kostet die Un-
terhaltreinigung mit Inventarreinigung und
einmal jähr l icher Grundreinigung rund
325.ooo Euro pro Jahr. Die im Jahr zu reini-
gende Fläche - Bodenfläche mal Anzahl der
Reinigungen proJahr - beträgt etwa 4,5 Mil-
lionen O_uadratmeter. U mgerech net kostet
die Reinigung eines Quadratmeters Boden-
fläche inklusive Inventarreinigung 7zz Cent.
Bei roo Quadratmetern sind das 7,zzEuro.

Davon sind das Reinigungspersonal, die Rei-
nigungsgeräte, die Putzmittel und die ge-
samten Nebenkosten des Gebäudereini-
gungs-Unternehmens zu bezahlen. Um dem
Personal einen Mindestlohn von 8,4o Euro
brutto (ab or.or.zoro) bezahlen zu können,
muss das Gebäudereinigungs-Unterneh-
men mindestens 14,7i Euro pro Stunde ein-
nehmen. Durchschnitt l ich müssen zoo Qua-
dratmeter pro Stunde gereinigt werden. Da-
zu gehören Flure, bei denen große Flächenje
Stunde gereinigt werden können, aber auch
Toiletten mit kleiner Bodenfläche und auf-
wändiger Reinigung.
Die Gebäudereinigung ist  nach europäi-
schem und deutschem Recht in der Regel
im Wettbewerb zu vergeben. Unter den Ge-
bäudereinigern herrscht ein starker Preis-
wettbewerb. Es werden Preise von 5 bis 8
Cent pro Quadratmeter Reinigungsfläche
angeboten. Das freut den Kämmerer, aber
die Verantwortl ichen für das städtische Ge-
bäudemanagement streiten sich beispiels-
weise mit  Schul le i tern um die Reinigungs-

+- Bei der Reinigung ihrer Geböude suchen viele Kommunen nach Möglichkeiten, die Kosten zu senken
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il,,ggrneinden"2.

l.,Auch auf Bundes- und Länderebene gibt es

Beispiele kommunaler 5uch-
die oft gemeinsam mit

J ugendgerichten, 5chulen,

, Polizei und anderen durchgeführt
finden sich in der Dokumentation

Städte- und Gemeindebun-
ävention in den Städten und

Gestaltungsmöglichkeiten wie das gegen-
wärtig in Baden-Württemberg anvisierte
l/erbot des Alkoholverkaufs während der
Nachtzeit durch Tankstellen und andere
Verkaufsstellen3. Jedoch steht nicht zu er-
warten, dass sich hierdurch auf absehbare
Zeit das Problem von Trinkgelagen im öf-
fentl ichen Raum beheben lässt. Es stellt sich
daher die Frage, welche Möglichkeiten die
Städte und Gemeinden haben, um gegen
gewisse Formen des öffentlichen Alkohol-
konsums vorzugehen.
Zunächst sind die Kommunen über die ord-
nungsrechtliche Generalklausel zum Ein-
sch reiten befugt, sobald im Einzelfa ll d ie öf-
fentl iche Sicherheit, beispielsweise durch
aktuelle oder unmittelbar bevorstehende
nächtliche Ruhestörung, Sachbeschädi-
gung oder Gewaltdelikte, gefä hrdet ist. Dies
ermöglicht jedoch keine vorbeugenden
Maßnahmen, sondern erfordert ein Abwar-
ten bis zum Eintritt der konkreten Gefah-
renlage im Einzelfall. Da dieser Moment
schwer abgepasst werden kann, kommen
Ordnungsamt und Polizei in den meisten
Fäl len erst  im Nachhinein zum Einsatz,
wenn Ordnungswidrigkeiten oder Delikte
bereits begangen wurden.

VERBOT PERVERORDNUNC

Zahlreiche Kommunen sind dazu übergegan-
gen, in ih re ord nun gsbehördlicheVerordn u ng
ein Verbot des Alkoholkonsums in der Öffent-
l ichkeit aufzunehmen. Hierbei lassen sich
zwei Arten ausmachen: zum einen das allge-
meine Alkoholkonsumverbot für einzelne
Straßen und Plätze zu bestimmten Zeiten,
zum anderen das Verbot des Alkoholkon-
sums, sofern durch dessen Auswirkungen
Dritte erheblich belästigt werden können.
Auch die Stadt Freiburg hatte versucht, das
Problem des öffentlichen Trinkens mittels Po-
lizeiverord n ungen - dem baden-württember-
gischen Pendant zur ordnungsbehördlichen
Verordnung - in den Griff zu bekommen. Die
Kommune hatte dabei auf beide Varianten
des Alkoholverbots zurückgegriffen. In be-
stimmten Bereichen der Altstadt wurde das
Trinken von Alkohol wie auch das Beisichfüh-

ren alkoholischer Getränke in direkter Kon-
sumabsicht verboten. Dies geschah durch die
Polizeiverordnung zur Begrenzung des Alko-
holkonsums im öffentl ichen Straßenraum
und war wirksam jeweils zur Nachtzeit au-
ßerhalb konzessionierter Freisitzflächen an
Wochenenden und vor Feiertagen.
In der allgemeinen Polizeiverordnung unter-
sagte die Stadt zudem ,,das Lagern oder dau-
erhafteVerweilen außerhalb von Freischank-
flächen oder Einrichtungen wie Gril lstellen
oderAhnlichem ausschließlich oder überwie-
gend zum Zwecke des Alkoholgenusses,
wenn dessen Auswirkungen geeignet sind,
Dritte erheblich zu belästigen". BeideVerord-
nungen hat der Verwaltungsgerichtshof Ba-
den-Württemberg in zwei Urteilen, die auch
für Nordrhein-Westfalen Maßstäbe setzen,
für unwirksam erklärt und damit vielfach be-
stehende rechtliche Bedenken gegen derarti.
ge Vorgehensweisen besiätigta.

VORAUS9ETZU NC ABSTRAKTE GEFAI.{ R

Eine ordnungsbehördliche Verordnung darf
nach gegenwärtiger Rechtslage in Nord-
rhein-Westfalen wie auch in Baden-Würt-
temberg und anderen Bundesländern nur
erlassen werden, wenn eine so genannte
abstraKe Gefahr für die öffentl iche Sicher-
heit oder Ordnung vorliegt. Das setzt vo-
raus, dass bei typischen Sachverhalten mit
hin reichender Wah rscheinlichkeit ein Scha-
den für schutzwürdige Güter im Einzelfall
einzutreten pflegt.
Es müssen hinreichende Anhaltspunkte vor-
handen sein, die den Schluss auf drohende
Schäden rechtfertigen. Der Schaden muss zu-
dem regelmäßig und typischerweise, wenn
auch nicht ausnahmslos, zu erwarten sein.
Ein alleiniges,,Besorgnispotenzial" stellt
demgegenüber einen bloßen Gefahrenver-
dacht dar, der den Erlass einer ordnungsbe-
hördlichen Verordnung nicht rechtfertigt.
Nach diesen Beurteilungsmaßstäben ist
beim Alkoholkonsum zumindest nicht typi-
scherweise von einer Gefahr für die öffent-
l iche Sicherheit oder Ordnung auszugehen.
5o wie die enthemmende Wirkung von Al-
kohol nicht typischerweise bei allen Men-
schen zu aggressivem Verhalten führt, hat
auch der öffentliche Genuss von Al kohol fü r
sich genommen vielfach nicht Schäden an
schutzwürdigen Gütern zur Folge.

ALKOHOL AUSLÖSER?

Selbst wenn es zum Schaden kommt, ist in
der Regel nicht zu klären, inwieweit der

& Harmlos oder gefrihrlich? Kommunen
be nöti ge n e i n e Ha n d ha be, Al kohol ko n s u m
auJ ölJentlichen Plötzen unter bestimmten
Umständen zu verbieten

FaktorAlkohol neben vielen anderen Fakto-
ren die Ursache war.Auch wenn Statistiken
einen unmit te lbaren Zusammenhang zwi-
schen Alkoholkonsum und Gewaltbereit-
schaft belegen, können Kommuneri kaum
nachweisen, dass nach der Situation vor
Ort Alkoholkonsum regelmäßig und typi-
scherweise Straftaten oder Ordnungswid-
rigkeiten zur Folge hat.
Entsprechend hielt auch der Verwaltungs-
gerichtshof Baden-Württemberg die von
der Stadt Freiburg vorgelegten polizeil i-
chen Untersuchungen zum Zusammen-
hang zwischen Alkoholkonsum und Straf-
taten in der Altstadt nicht für aussagekräf-
tig. Nach gegenwärtiger Rechtslage ist da-
her ein ordnungsbehördlich verordnetes,
örtl ich und zeitl ich begrenztes Verbot des
Alkoholkonsums kein gangbarer Weg, um
die Probleme an bestimmten Brennpunk-
ten der Kommunen in den Griffzu bekom-
men.
Demgegenüber wurde bislang vielfach für
vertretbar gehalten, den Verzehr alkoholi-
scher Getränke oder den Genuss anderer
Rauschmittel auf Verkehrsflächen und An-
lagen zu untersagen, wenn dessen Auswir-
kungen,,geeignet sind, Dritte erheblich zu
belästigen". Schließlich ist unter Umstän-
den ordnungsbehördl ich einzuschrei ten,
wenn über den Alkoholkonsum hinaus stö-
rende Verha ltensweisen zu einer Gefa hr fü r
die öffentl iche Sicherheit oder Ordnung
führen - bespielsweise Verstöße gegen das

2 Dokumentation Nr. 9r, im Internet erhältlich unter
wwwdstgb.de
3 Gesetzesentwurfder Landesregierung im Landtag Baden-
Wü fü em berg, Drs- r41485o
4 Urteile des VGH Baden-Württemberg vom 28.o7.2oo9,1 S
z2ooloB undis z34oloB
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aus der , ,Handlangerrol le"  zur , ,Mutter-
Kind-Dyade" herauszuwachsen.
In den Eltern-Kleinstkind-Kursen, beispiels-
weise PEKiP, Babymassage,werden ebenfalls
mehr Männer Kontakt zu ihren Babys und
Krabbelkindern suchen, wenn die Kurse
auch von geeigneten Männern mit angelei-
tet werden. Kindergärten und Grundschu-
len sollten einen Elternvertreter ausdrück-
lich als,,Vätersprecher"wählen, um die Inte-
ressen von Männern in dieser,,Frauenwelt"
zu vertreten. lnsgesamt könnten Kommu-
nen die Elternarbeit an Schulen prüfen, wie
sich dort Kooperationen mit kommunal ge-
förderter Erwachsenen-, Familien- und El-
ternbildung forcieren lassen - quasi als Fort-
setzung derVernetzung mit Kitas oder Fami-
l ienzentren.
Weiterführende Schulen werden in besonde-

-'Aufgaben kofinanziert - zum Beispiel,da-
r 
- 
rt Pa rtnerschafts- u nd Fa milienpsychologie

als Schulfächer bereits für r5- bis r6-Jährige
angeboten werden können. Dort kann ihnen
Wesentlichesvon guten Pädagogen überdas
Gelingen von Kommunikation und Erzie-
hung, Partnerschaft und Konfliktlösung ver-
mittelt werden.Allerdings sollten kompeten-
te J ugend hilfeein richtungen, Jugenda rbeiter
und Familienbildung - alle, die mit Eltern zu
tun haben - diese Themen attraktiv in Schu-
len bereithalten und niedrigschwellig anbie-
ten. Ebenso sollten sie diese sozialraum-, le-
benslagen- und milieugerecht der eigenen
Klientel im Nahraum vermitteln können.
These 6:Wir brauchen mehr Familien-
Bildung, die Väter mit ihren Söhnen und
Töchtern in ausgedehnten Wochenend-
Angedoten erreicht.
l^'ialpädagogische Angebote in Familien-
icrr€fl ur]d -internaten haben hohen Wir-
kungsgrad auf die Entwicklung sozialer
Netzwerke, Erziehungs- und Partnerschafts-
kompetenz teilnehmenderVäter - vor allem
wenn sie erlebnispädagogische Abschnitte
bieten. Hierzu sollte es soezifische öffentli-
che Budgets geben.
Viele dieser Vorschläge sind leichter zu kon-
kretisieren,wenn Gemeinden und Städte zu-
sätzlich lokal und überregional den Schul-
terschIuss suchen - etwa mit Initiativen,frei-
en Wohlfahrtsverbänden sowie mit Tarif-
partnern, Landesjugendämtern und Minis-
terien, mit der LAG Jungenarbeit, kirchlicher
Männerarbeit, Forschungseinrichtungen,Ar-
beitgebern, Schulen, Fachschulen, Fachhoch-
schulen und Väterorganisationen. Günstig
ist es, wenn dies im wertschätzenden Dialog
mit Mädchenarbeiterinnen und Gleichstel-
lungsbeauft ragten geschieht.

ORDNUNG

Wildes Trinken eine
Belastung für Städte
Um den ungeuügelten AlkohoNkonsum mit seinen negativen
Folgen für die Ortszentren einzudämmen, benötigen die

NRW-Kommunen einen klaren Rechtsrahmen seitens des Landes

{isa Ffizenmayer ist
Rechtsreferentin beim
Städte- und

h"n winter l ichen Glühwein auf dem
Ll w"ihnr.htsmarkt oder das sommerli-
che Picknick mit einem Glas 5eK im Park
möchte kaum jemand unterbinden.Auch die
feucht-fröhliche Feier bei Straßenfesten, zu
Karneval oder Silvester wird von einer gro-
ßen Mehrheit der Bevölkerung mitgetragen.
Was hingegen seit langen immer wieder zu
Beschwerden führt, ist der regelmäßige - oft
m it einem,,Herum lungern" verbu ndene - öf-
fentliche Alkoholkonsum insbesondere an so
genannten Brennpunkten der Kommunen,
wie etwa auf Bahnhofsvorplätzen, in Fuß-
gängerzonen oder in Parks und Grünanlagen.
In den zurückliegenden Jahren ist ein weite-
res Problem in den Fokus gerückt: der stetig
steigende Alkoholkonsum von Jugendlichen
- nicht nur, aber eben auch im öffentlichen
Raum. Vor allem in den Sommermonaten
treffen sich Jugendliche und junge Erwachse-
ne zunehmend in Grünanlagen, Fußgänger-
zonen und auf an-
deren öffentlichen
Plätzen, um ge-
meinsam viel und
bif l ig Alkohol zu
trinken. Zugleich ist

Aufgrund desb
zunehmenden

Alkoholkonsums auf
öffentlichen StroJ3en
und Plätzenfürchten

Städte und
Gemeinden um die

Sicherheit und
Ordnung

nach den Angaben der Drogenbeauftngten
der Bundesregierung die Zahlder mit Kinder
und Jugendlichen Alkoholvergiftung im Jahr
zooT im Vergleich zum Jahrzooo um 142 Pro-
zent gestiegen.
Doch der Alkoholkonsum im öffentlichen
Raum bringt neben generellen Gesundheits-
risiken weitere Probleme mit sich. Nach den
Angaben vieler Kommunen häufen sich die
Beschwerden wegen Lärmbelästigung und
nächtlicher Ruhestörung. Grünanlagen,
Parks und Spielplätze sind regelmäßig über-
säht von Flaschen, Zigarettenkippen und
sonstigem Unrat. Zudem wird parallel zum
gestiegenen öffentlichen Alkoholkonsum ei-
ne Zunahme der Gewaltbereitschaft beob-
achtet, die sich auch in der Kriminalitätssta-
tisti k widerspiegeltr.

ANSATZF ZUR PRAVENTION

Um dem Alkoholmissbrauch insbesondere
u nter Jugend lichen vorzubeugen, wurde ei-
ne Vielzahl von Präventionsmaßnahmen -
gerade auch im Kommunalbereich - entwi-

1 Vgl. z.B. die Studien der PolizeidireKion Freiburg aus 2oo7
und 2oo8 zur Untersuchung der Zusammenhänge zwischen
Alkoholkonsum und der Begehung von (cewalt-)Straftaten
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